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Antwort 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Wittmann (München), Freiherr von 
Fircks, Dr. Jahn (Braunschweig), Sauer (Saizgitter), Dr. Hupka, Dr. Czaja 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4974 - 

betr. Beihilfen für junge Aussiedler aus dem Garantiefonds 

hier: Anrechnung des Einkommens und des Vermögens der 
Unterhaltsverpflichteten 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat mit 
Schreiben vom 21. April 1976 - 014/252 - KA 7 - 116 - die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Die Bundesregierung hatte auf eine entsprechende Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Wittmann am 25. Juli 1974 geantwortet, in 
22,8 V. H. der Antragsfälle erfolge eine Anrechnung des Einkom- 
mens und Vermögens der Unterhaltsverpflichteten von jungen 
Aussiedlern bei der Errechnung ihrer Beihilfen aus Mitteln des 
sogenannten Garantiefonds. Der durchschnittliche Anrechnungsbe- 
trag belaufe sich auf monatlich 55 DM. 

Auf eine entsprechende Kleine Anfrage im Landtag von Nordrhein- 
Westfalen (Landtagsdrucksachen 7/3632, 7/3792) wurde jedoch von 
der nordrhein- westfälischen Landesregierung am 19. April 1974 die 
Zahl von 11,8 v. H. der Fälle und ein durchschnittlicher monatlicher 
Anrechnungsbetrag von 112 DM angegeben. 

1. a) Wie sind diese unterschiedlichen Zahlen zu erklären? 

b) Auf welches Zahlenmaterial stützt sich die Aussage der Bun- 
desregierung? 

c) Wie sind die entsprechenden neuesten Verhältniszahlen für 
das ganze Bundesgebiet? 

d) Welche Mehrleistungen müßte der Bund bei einer anrech- 
nungsfreien Gewährung der Beihilfen jährlich erbringen? 

e) Wie hoch wäre der durch die Freistellung der Eltern und die 
dadurch vereinfachte Berechnung geschätzte Einsparungs- 
effekt an Verwaltungskosten? Wäre er geringer als die er- 
forderlichen Mehrleistungen des Bundes? 

f) Ist aufgrund der vorliegenden neuen Zahlenergebnisse daran 
gedacht, bei der Berechnung der Garantiefondsbeihilfe eine 
Freistellung der Unterhaltsverpflichteten in den ersten drei 
Jahren nach der Aussiedlung zu gewähren? 

Zu a) und b) 

Die Beantwortung der Anfrage des Bundestagsabgeordneten 
Dr. Wittmann vom 25. Juli 1974 (Drucksache 7/2465, Seite 47/48) 
stützt sich auf die Angaben mehrerer Bundesländer und der 
Otto-Benecke-Stiftung, Die Ausführungen des Landes Nord- 
rhein-Westfalen vor dem Landtag beschränken sich auf Inter- 
natsschulen und auf die über das Land abgewickelte Förderung 
in diesem Bereich. 
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Hieraus erklären sich gewisse Unterschiede. Zum anderen spie- 
len Förderungsstrukturen eine Rolle - so die Höhe der Erwerbs- 
einnahmen der Unterhaltspflichtigen und die Angebotsarten der 
Fördereinrichtungen. 


Zu c) 

Nach den Mitteilungen der Länder haben sich für den Bereich 
der Förderschulen sowohl hinsichtlich der Beteiligungshöhe wie 
auch der Beteiligungsquote keine erheblichen Änderungen erge- 
ben. In mehreren Ländern haben sich die Beteiligungen rück- 
läufig entwickelt, in einem Land hat sich die Zahl der Beteiligun- 
gen erhöht. 

Die Beteiligung der Unterhaltsverpflichteten an den Kosten der 
Maßnahmen der Otto-Benecke-Stiftung liegt für die Sprachkurse 
bei 8 V. H., für die Vorstudienkurse bei 15 v. H. der Geförder- 
ten. 

Die Beteiligungshöhe allgemein liegt weit überwiegend zwi- 
schen 20 und 100 DM. Die Beteiligung beschränkt sich nach wie 
vor auf den Teil des gut verdienenden Unterhaltsverpflichteten. 


Zu d) 

Die Beteiligungen der Unterhalt verpflichteten werden in meh- 
reren Ländern und von der Otto-Benecke-Stiftung im Schnitt 
auf 2 V. H. der Gesamtausgaben veranschlagt. Dies sind bei 
einem Haushaltsanschlag von 56 Mio DM im laufenden Haus- 
haltsjahr ca. 1,2 Mio DM. Dieser Betrag wäre vom Bund als 
Mehrleistung zu erbringen. 


Zu e) 

Welchen Einsparungseffekt die Freistellung der Eltern bei der 
Verwaltung hätte, kann nicht eindeutig beurteilt werden. Nach 
Auffassung der Bundesregierung würde dieser Effekt jedoch 
deswegen gering sein, weil die Prüfung der allgemeinen Förde- 
rungsvoraussetzungen (Status, Bedarf, Abzug anderer Leistun- 
gen etc.) auch dann unentbehrlich bliebe und nach Ablauf von 
drei Jahren die Eigenbeteiligung ebenfalls zu prüfen wäre. 

Für die Otto-Benecke-Stiftung würde im Falle des Wegfalls der 
Eigenleistungen zusätzlichen Mitteln des Bundes von ca. 360 000 
DM eine Einsparung von ca. 40 000 DM gegenüberstehen. 


Zu t) 

Auch aus den jetzt vorliegenden Zahlen ergeben sich keine 
neuen Gründe für eine Freistellung der Unterhaltsverpflichteten 
in den ersten drei Jahren nach der Zuwanderung. Die errech- 
neten Belastungen beschränken sich auf gut verdienende Unter- 
haltsverpflichtete, für die diese Leistung zumutbar ist und den 
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Prozeß der Eingliederung nicht beeinträchtigt. Die festgesetzten 
Freibeträge stellen eine gegenüber anderen Beihilfen besonders 
günstige und auf die Eingliederungssituation abgestellte Rege- 
lung dar. So sind für die ersten 36 Monate nach der Zuwande- 
rung erhöhte Freibeträge angesetzt und können besondere Bela- 
stungen - insbesondere des Existensaufbaues - durch zusätz- 
liche Freibeträge berücksichtigt werden. Zum anderen sind auch 
diese Ausbildungsbeihilfen als ein Teil des gesamten Ausbil- 
dungsförderungssystems anzusehen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher keine derartige Ände- 
rung der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften. 


2, Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine schulische Ein- 
gliederung am Wohnort der Eltern dann dem Besuch einer För- 
derschule mit Internat vorzuziehen ist, wenn die Schüler die 
wesentlichen Voraussetzungen mitbringen, um sofort eine nor- 
male deutsche Schule zu besuchen, und lediglich einen zusätz- 
lichen Nachhilfeunterricht brauchen, weil sie die schulische und 
gesellschaftliche Integration der Schüler stärker fördert und 
wesentlich kostengünstiger als der Besuch eines Förderschul- 
internates ist? 

Wie hoch beläuft sich bei Nichtanrechnung des Einkommens und 
Vermögens seiner Unterhaltsverpflichteten die ungefähre monat- 
liche Ausbildungsbeihilfe eines volksschulpflichtigen Aussiedlers 
aus Mitteln des Garantiefonds bei Besuch eines Förderschul- 
internates, und wie hoch wäre der ungefähre durchschnittliche 
Forderungsbetrag, wenn er am Wohnort der Eltern die Schule 
besuchte und nur die Erstattung der Kosten eines Nachhilfe- 
unterrichts erhalten müßte? 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich dieser Auffassung. 

Die monatliche Ausbildungsbeihilfe beim Besuch eines Förder- 
schulinternates beläuft sich auf durchschnittlich 500 bis 600 DM. 
Wie hoch die Kosten eines Nachhilfeunterrichts anzusetzen 
sind, hängt von der Quantität und der Qualität des benötigten 
Unterrichts ab. Diese Kosten liegen in der Regel unter denen, 
die beim Besuch eines Förderschulinternates anfallen. 

Eine Alternative zum Besuch eines Förderschulinternates be- 
steht dann nicht, wenn der Besuch einer gesonderten schuli- 
schen Einrichtung erforderlich ist und entsprechende Förder- 
klassen am Ort nicht existieren. Die Bundesregierung wird sich 
im Rahmen der erwarteten verstärkten Zuwanderung aus Polen 
für die Schaffung zusätzlicher örtlicher Förderklassen einsetzen. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend dem Eingliede- 
rungszweck des sog. Garantiefonds, die Erstattung der Kosten 
eines notwendigen Nachhilfeunterrichts für die schulische Ein- 
gliederung junger Aussiedler auch dann zu übernehmen, wenn 
diese Aussiedler keine Förderschulen, sondern Schulen am 
Wohnort der Eltern besuchen und sich noch im volksschulpflich- 
tigen Alter befinden? 

Nach den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Eingliede- 
rung junger Zuwanderer ist die Förderung schulpflichtiger 
junger Aussiedler, die ihre Ausbildung am Wohnort der Unter- 
haltsverpflichteten verfolgen, dann möglich, wenn eine speziel- 
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le Förderungseinrichtung besucht wird. Die Aneignung des 
Lehrstoffes in Form von Nachhilfeunterricht ist dagegen eine 
Angelegenheit des Schulbereichs; eine Aufnahme dieser Förde- 
rung in den sogenannten Garantiefonds ist daher nicht beabsich- 
tigt. 

In der Empfehlung der Kultusministerkonferenz vom 31. Ja- 
nuar 1975 zur Eingliederung von deutschen Aussiedlern in 
Schule und Berufsausbildung wird es ausdrücklich als Aufgabe 
der Grundschule bezeichnet, den Schülern der Klassen 1 und 2 
- gegebenenfalls durch Förderunterricht - die notwendigen 
Kenntnisse der deutschen Sprache zu vermitteln. Für die fol- 
genden Klassen schulpflichtiger Aussiedler ist - ebenfalls nach 
diesen Empfehlungen - Förderunterricht in der Grund- oder 
Hauptschule oder Unterricht in besonderen Fördereinrichtungen 
vorzusehen, um die Eingliederung vorzubereiten. 


4. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß auch für 
Aussiedler entspreciiend der Regelung des § 25 Abs. 2 des Bun- 
desausbildungsförderungsgesetzes und des früheren Honnefer 
Modells Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Krankengeld 
als Einnahmen anzusehen sind, die den Einnahmen aus Erwerbs- 
tätigkeit gleichzusetzen sind, zumal die arbeitslosen bzw. kran- 
ken Arbeitnehmer den Anspruch auf diese Leistungen aufgrund 
von Beiträgen aus ihrem Einkommen aus Erwerbstätigkeit er- 
werben? 

Dieser Auffassung stimmt die Bundesregierung nicht zu. Der 
nach Nummer 14 Abs. 3 Buchstabe b der Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften für den Fall vorgesehene zusätzliche Frei- 
betrag, daß beide Eltern einer Erwerbstätigkeit nachgehen, stellt 
einen Ausgleich für die Mehrkosten dar, die den Eltern des Aus- 
zubildenden durch die beiderseitige Erwerbstätigkeit unver- 
meidbar entstehen. Weder Arbeitslosigkeit noch Krankheit 
haben solche berufsbedingten Mehrkosten zur Folge. 

Eine Neuregelung ist daher nicht beabsichtigt. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, die Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften über die Gewährung von Beihilfen zur Eingliede- 
rung junger Zuwanderer (sog. Garantiefonds) dahin gehend ab- 
zuändern, daß auch die nichtdeutschen Ehegatten von ausgesie- 
delten deutschen Staatsangehörigen und Volkszugehörigen an- 
tragsberechtigt werden, wenn sie, z. B. durch eine Heirat nach 
der Aussiedlung, erst nach diesen in die Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des Landes Berlin einreisen und da- 
durch zu erkennen geben, daß sie die deutsche Staatsangehörig- 
keit anstreben und in die Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich des Landes Berlin eingegliedert werden wollen? 
Sollte diese Personengruppe dadurch nicht zumindest ebenso 
gestellt werden wie Asylberechtigte und heimatlose Ausländer? 
Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, sie schlechter zu 
stellen als Asylbewerber, deren Asylanträge, da sie die gesetz- 
lichen Voraussetzungen nicht erfüllen, bekanntermaßen in der 
überwiegenden Zahl abgelehnt werden, die aber den Besudi 
eines Sprachkurses zur Erlernung der deutschen Sprache aus 
Mitteln des Garantiefonds finanziert bekommen? 

Der sog. Garantiefonds hat die Aufgabe, jungen Flüchtlingen 
und Aussiedlern die Eingliederung zur Bundesrepublik Deutsdi- 
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land zu erleichtern. Bei der letzten Neuregelung der Nummer 2 
Buchstabe a der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften wur- 
den diese dahin erweitert, daß auch nichtdeutsche Ehegatten 
dieses Personenkreises, soweit sie die Bedingungen der Flucht 
oder Aussiedlung teilen, also zusammen mit den zugewander- 
ten Deutschen in die Bundesrepublik kommen, als Zuwanderer 
im Sinne des Garantiefonds anerkannt werden. 

Einer noch weiteren Erstreckung der Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften auch auf den Personenkreis, der z. B. im Anschluß 
an eine nachträgliche Heirat in die Bundesrepublik gelangt, 
kann die Bundesregierung nach dem Zweck dieses Fonds nicht 
zustimmen. 

Eine Vergleichbarkeit dieses Personenkreises mit Asylanten, 
Asylbewerbern und heimatlosen Ausländern ist nicht gegeben. 
In dem der Anfrage zugrunde liegenden Fall wird durch Heirat 
eines Deutschen und Aufenthaltsnahme in der Bundesrepublik 
das Verfahren zum Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
in Gang gesetzt. Dies entspricht der Situation der auch aus 
anderen Ländern zugereisten Ehegatten Deutscher. 

Abschließend wird darauf hingewiesen, daß der sog. Garan- 
tiefonds während seines 20jährigen Bestehens seine Wirk- 
samkeit bei der Eingliederung vieler tausend junger Zuwande- 
rer bewiesen hat. Auch bei der bevorstehenden verstärkten 
Aussiedlung aus Polen werden diese Hilfen wichtige Aufgaben 
erfüllen, um jungen Deutschen die Integration in unsere Gesell- 
schaft zu erleichtern; die erforderlichen zusätzlichen Mittel wird 
die Bundesregierung bereitstellen. 
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